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Wenn einzelne Mitglieder im Welche Méglichkeiten haben Sie als
Personalrat nicht mitziehen Personalrat?
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studierte Rechtswissenschaften in

Miinchen und ist seit 2004 als Rechts-
anwaltin zugelassen. Sie ist mit eigener
Kanzlei in Miinchen tatig. lhre Tatigkeits-
schwerpunkte liegen im Arbeitsrecht und
hier in der Beratung und Vertretung von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
sowie Personalraten. Sie ist bereits seit
dem Jahr 2005 Chefredakteurin
von , Personalrat aktuell”.

Editorial

Liebe Personalrétin, lieber Personalrat,

der offentliche Dienst steht und fallt mit den Menschen, die
ihn tragen. Doch immer haufiger wird aus , Personalgewin-
nung” ein Dauerbrenner ohne echte Losung. Stellen bleiben
unbesetzt, Ausschreibungen laufen ins Leere und Teams
arbeiten weiter am Limit — als ware das der Normalzustand.

Fir viele Beschaftigte ist das langst mehr als eine organi-
satorische Herausforderung. Es ist ein taglicher Balanceakt
zwischen Anspruch und Realitat. Wahrend Aufgaben wach-
sen, schrumpft die Zeit, sie gut zu erledigen. Wer bleibt,
kompensiert. Wer neu kommt, sieht schnell, was ihn erwar-
tet — und geht nicht selten wieder. Genau hier entscheidet
sich die Zukunft des 6ffentlichen Dienstes.

Drangen Sie also darauf, Personalgewinnung nicht nur zu
verwalten, sondern zu gestalten. Wirken Sie darauf hin, dass
Verfahren schneller, transparenter und attraktiver werden —
und dass gute Arbeit auch als solche sichtbar gemacht wird.

Denn am Ende ist jede unbesetzte Stelle mehr als eine Zahl
im Stellenplan. Sie ist eine Liicke in der Versorgung der Bir-
gerinnen und Biirger — und ein stilles Risiko fiir die, die jeden
Tag versuchen, den Laden am Laufen zu halten.

JUGna Marcetou

Chefredakteurin
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Gleichbehandlung beachten | Lesezeit 3 Minuten

gleich bezahlen

URTEIL

Auch kirchliche Arbeitgeber mussen Gleiches

Fragen der Eingruppierung und Vergiitung gehéren zu den Themen, mit denen Sie als Personal-
rat regelmaBig konfrontiert werden. Nicht selten entsteht der Eindruck, dass Beschaftigte trotz
vergleichbarer Tatigkeiten unterschiedlich bezahlt werden. Dann stellt sich die Frage, ob diese Un-

gleichbehandlung rechtlich zulassig ist.

Mit Urteil vom 23.4.2026 hat das Bundesarbeitsgericht (BAG)
klargestellt, dass auch kirchliche Arbeitgeber den arbeits-
rechtlichen  Gleichbehandlungsgrundsatz  beachten  miissen
(Az. 6 AZR 216/25). Erhalten Beschaftigte ohne sachlichen Grund
eine bessere Verglitung als vergleichbare Kolleginnen und Kolle-
gen, kann ein Anspruch auf die gleiche Bezahlung bestehen. Die-
ses Urteil liefert lhnen als Personalrat wichtige Argumente, um auf
eine gerechte Vergiitungspraxis hinzuwirken.

Auch kirchliche Arbeitgeber diirfen Beschéftigte namlich bei glei-
cher Tatigkeit nicht ohne sachlichen Grund unterschiedlich be-
zahlen. Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz gilt
uneingeschrankt auch fiir kirchliche Einrichtungen und kann Be-
schaftigten einen Anspruch auf eine hohere Vergiitung verschaf-
fen.

Gleiche Arbeit, unterschiedliches Entgelt

Der Fall: Eine Kinderkrankenschwester arbeitete in einer Ein-
richtung fiir schwerstbehinderte Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene. Dort betreuten Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
ger sowie Heilerziehungspfleger gemeinsam die Bewohner. Nach
einer Stellenbewertung unterschieden sich die tatsachlich ausge-
iibten Tatigkeiten beider Berufsgruppen praktisch nicht. Die Stel-
lenbeschreibungen waren nahezu identisch, sie wichen lediglich in
der Reihenfolge einzelner Aufgaben geringfiigig voneinander ab.

Trotz der vergleichbaren Arbeit wurden die Berufsgruppen unter-
schiedlich verglitet. Die Kinderkrankenschwester erhielt ihre Ver-
glitung nach der Entgeltgruppe P 7 der Arbeitsvertragsrichtlinien
(AVR) der Caritas. Die Heilerziehungspfleger wurden dagegen
nach der hoher vergliteten Entgeltgruppe S 8b bezahlt.

Die Beschéftigte verlangte deshalb mehrfach schriftlich die glei-
che Verglitung. Der kirchliche Arbeitgeber lehnte dies mit der Be-
griindung ab, in der Einrichtung stehe die pflegerische Tatigkeit im
Vordergrund, sodass fiir Pflegekrafte die Entgeltgruppe P 7 maB-
geblich sei. Die unterschiedliche Bezahlung der Heilerziehungs-
pfleger erklarte der Arbeitgeber mit deren Eingruppierung nach
einer anderen Anlage der AVR.

Das Landesarbeitsgericht gab der Beschéftigten recht. Der kirch-
liche Arbeitgeber legte Revision ein, blieb damit vor dem BAG je-
doch ohne Erfolg.

Keine Sonderstellung fiir kirchliche Arbeitgeber

Das Urteil: Das BAG bestatigte den Anspruch auf die héhere Ver-
glitung. Entscheidend war der arbeitsrechtliche Gleichbehand-
lungsgrundsatz. Danach miissen Beschaftigte, die sich in einer ver-
gleichbaren Situation befinden, gleich behandelt werden. Gewahrt
ein Arbeitgeber einer bestimmten Arbeitnehmergruppe freiwillig
bessere Leistungen, muss es hierfiir einen sachlichen Grund ge-

ben. Fehlt ein solcher Grund, kénnen benachteiligte Beschaftigte
die gleiche Leistung verlangen.

Nach Auffassung des Gerichts hatte der kirchliche Arbeitgeber
bewusst ein von den AVR abweichendes Vergiitungssystem ge-
schaffen. Er vergiitete die Heilerziehungspfleger héher, obwohl
er selbst davon ausging, dass diese Eingruppierung nach den
AVR eigentlich nicht zutreffend war. Ziel war es, Beschaftigte fiir
diese Gruppe leichter zu gewinnen und langfristig an die Ein-
richtung zu binden.

Vergiitung muss nachvollziehbar sein

Das geniigte jedoch nicht, um die unterschiedliche Bezahlung zu
rechtfertigen. Der Arbeitgeber konnte keine konkreten Schwierig-
keiten bei der Personalgewinnung oder einen besonderen Bedarf
an Heilerziehungspflegern nachweisen. Ebenso rechtfertigte deren
Ausbildung die hohere Vergiitung nicht, weil beide Berufsgruppen
im Arbeitsalltag im Wesentlichen dieselben Aufgaben (bernah-
men.

Besonders bedeutsam ist die Klarstellung des BAG, dass das kirch-
liche Selbstbestimmungsrecht den arbeitsrechtlichen Gleichbe-
handlungsgrundsatz nicht verdrangt. Auch kirchliche Arbeitgeber
miissen sich an die allgemeinen Regeln des staatlichen Arbeits-
rechts halten, wenn sie Beschaftigte ohne sachlichen Grund unter-
schiedlich behandeln.

=2 FAZIT

Ungleichheiten hinterfragen

Das Urteil starkt die Rechte von Beschéaftigten in kirch-
lichen Einrichtungen erheblich. Unterschiedliche Ver-
giitungen lassen sich nicht allein mit verschiedenen
Berufsbezeichnungen oder formalen Eingruppierungen
rechtfertigen. Entscheidend ist vielmehr, welche Tatig-
keiten tatsachlich ausgeiibt werden und ob ein sachlicher
Grund fiir eine unterschiedliche Behandlung besteht.

Sie als Personalrat sollten deshalb Vergiitungsunter-
schiede aufmerksam hinterfragen, wenn Beschaftigte
vergleichbare Aufgaben wahrnehmen. Wirken Sie darauf
hin, dass Stellenbeschreibungen und tatsachliche Tatig-
keiten regelmaBig iiberpriift werden.

Werden einzelne Beschaftigtengruppen ohne nachvoll-
ziehbaren Grund besser vergiitet, kann der arbeitsrecht-
liche Gleichbehandlungsgrundsatz einen Anspruch der
tibrigen Gruppen auf die gleiche Bezahlung begriinden —
auch bei einem kirchlichen Arbeitgeber.
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ARBEITSRECHT

Reisekostenrecht | Lesezeit 3 Minuten

Ministers

Kein Tagegeld fir den personlichen Fahrer eines

Dienstreisen und Reisekosten werfen in der Praxis des 6ffentlichen Dienstes immer wieder Fragen
auf. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat nun entschieden, dass der stindige personliche Fahrer
eines Landesministers keinen Anspruch auf Tagegeld hat (23.4.2026, Az. 6 AZR 211/25).

Auch Sie als Personalrat werden sicherlich mitunter von Beschaf-
tigten um Unterstiitzung gebeten, wenn es um Anspriiche auf Ta-
gegeld oder andere Reisekosten geht.

Das Urteil verdeutlicht, wie eng der Begriff der Dienstreise im Rei-
sekostenrecht auszulegen ist.

6 2 Bundesreisekostengesetz
(BRKG)

Dienstreisen

(1) Dienstreisen sind Reisen zur Erledigung von Dienst-
geschaften auBerhalb der Dienststatte. Sie miissen, mit
Ausnahme von Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort,
schriftlich oder elektronisch angeordnet oder genehmigt
worden sein, es sei denn, dass eine Anordnung oder Ge-
nehmigung nach dem Amt der Dienstreisenden oder dem
Wesen des Dienstgeschafts nicht in Betracht kommt.
Dienstreisen sollen nur durchgefiihrt werden, wenn sie
aus dienstlichen Griinden notwendig sind ...

(2) Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich nach der
Abreise und Ankunft an der Wohnung, es sei denn, die
Dienstreise beginnt oder endet an der Dienststatte.

Der Fall: Ein Beschaftigter war seit knapp 2 Jahren als personli-
cher Fahrer des niedersachsischen Ministers fiir Wissenschaft und
Kultur tatig. Auf das Arbeitsverhaltnis fanden der Tarifvertrag der
Lander (TV-L), der Pkw-Fahrer-TV-L sowie die erganzenden Tarif-
vertrage Anwendung. AuBerdem verfligte der Fahrer (ber eine
Dauerdienstreisegenehmigung.

Zu seinen Aufgaben gehdorte es, den Minister von dessen Wohnort
zum Ministerium in Hannover oder zu anderen Terminen zu fahren
und anschlieBend wieder zuriickzubringen. Zwischen der ersten
und der letzten Fahrt eines Tages lagen haufig mehr als 8 Stun-
den. Neben den eigentlichen Fahrten gehérten auch Wartezeiten,
Fahrzeugpflege sowie Vor- und Nachbereitungsarbeiten zu seinen
Arbeitsaufgaben.

Fahrer verlangte Tagegeld fiir die dienstlich
veranlassten Reisen

Der Fahrer machte geltend, dass ihm fiir zahlreiche Einsatztage
Tagegeld zustehe. Er vertrat die Auffassung, seine Fahrten seien
Dienstreisen oder zumindest andere dienstlich veranlasste Reisen
im Sinne des niedersachsischen Reisekostenrechts. SchlieBlich
habe er sich oft mehr als 8 Stunden auBerhalb seiner Wohnung
oder seiner ersten Tatigkeitsstatte aufgehalten. Zudem verwies er
auf die erteilte Dauerdienstreisegenehmigung.
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Das Land lehnte die Zahlung ab. Nach seiner Auffassung seien die
Fahrten selbst Bestandteil der arbeitsvertraglich geschuldeten Ta-
tigkeit und deshalb keine Dienstreisen im reisekostenrechtlichen
Sinn. Samtliche Instanzen schlossen sich dieser Auffassung an.

Das Urteil: Das BAG bestatigte die Entscheidungen der Vorinstan-
zen. Ein Anspruch auf Tagegeld bestand weder nach dem Arbeits-
vertrag noch nach den tariflichen oder beamtenrechtlichen Vor-
schriften.

Arbeitsvertrag, TV-L und Reisekostenrecht im
Zusammenspiel

Die Richter stellten klar, dass der TV-L hinsichtlich der Reisekosten
auf die beamtenrechtlichen Vorschriften verweist. Danach setzt
ein Anspruch auf Tagegeld grundsatzlich eine Dienstreise voraus.
Eine Reise ist jedoch nur dann eine Dienstreise, wenn die Reise
dazu dient, den Ort eines Dienstgeschafts zu erreichen.

Genau daran fehlte es im vorliegenden Fall. Die eigentliche Ar-
beitsleistung des Beschaftigten bestand gerade im Fahren des
Ministers. Die Fahrt war deshalb nicht lediglich der Weg zu einem
Dienstgeschaft, sondern das Dienstgeschaft selbst. Aus diesem
Grund handelte es sich nicht um eine Dienstreise im Sinne des
Reisekostenrechts.

Warum die Fahrten keine Dienstreisen sind

Auch der Hinweis auf andere dienstlich veranlasste Reisen fiihrte
zu keinem anderen Ergebnis. Nach Auffassung des Gerichts erfasst
auch diese Vorschrift nur Reisen, die dazu dienen, einen Einsatz-
ort zu erreichen. Sie gilt dagegen nicht, wenn die Reise selbst den
Inhalt der geschuldeten Arbeitsleistung bildet.

Ebenso wenig half die Dauerdienstreisegenehmigung weiter. Sie
erleichtert lediglich die organisatorische Abwicklung wiederkeh-
render Fahrten, begriindet aber keine eigenstandigen Anspriiche
auf Tagegeld. SchlieBlich enthalt auch der Pkw-Fahrer-TV-L keine
Anspruchsgrundlage. Der dort verwendete Begriff der Dienstreise
dient ausschlieBlich der Berechnung der Arbeitszeit und hat keine
Bedeutung fiir das Reisekostenrecht.

=2 FAZIT

Informieren Sie lhre Kollegen

Nicht jede beruflich veranlasste Fahrt ist zugleich eine
Dienstreise im reisekostenrechtlichen Sinn. Entscheidend
ist, ob die Reise lediglich der Weg zum Dienstgeschaft ist
oder ob sie selbst die arbeitsvertraglich geschuldete Ta-
tigkeit ist. Wirken Sie darauf hin, dass Beschaftigte friih-
zeitig Uber die Voraussetzungen fiir Tagegeld informiert
werden.




Praxis der Personalratsarbeit | Lesezeit 3 Minuten

mitziehen

FUR DEN VORSITZENDEN

Wenn einzelne Mitglieder im Personalrat nicht

In Ihrer Funktion als Vorsitzende oder Vorsitzender eines Personalrats kennen Sie diese Situation
vermutlich: Beschliisse sollen vorbereitet oder umgesetzt werden, doch einzelne Mitglieder ziehen
nicht mit oder blockieren Entscheidungen. Fiir die Handlungsfahigkeit des Gremiums kann das zur

echten Belastungsprobe werden.

Gleichzeitig stellt sich die Frage, wie Sie mit solchen Spannungen
umgehen, ohne die Zusammenarbeit dauerhaft zu beschédigen.

Als Personalrat tragen Sie gemeinsam Verantwortung fiir die Inte-
ressen der Beschaftigten. Gerade deshalb ist es wichtig, Konflikte
im Gremium konstruktiv zu l6sen und die Arbeitsfahigkeit sicher-
zustellen.

Ursachen von Blockaden im Gremium erkennen

Nicht jedes ,Nicht-Mitziehen"” ist Ausdruck von Verweigerung.
Haufig liegen dahinter unterschiedliche Einschatzungen, unklare
Informationslagen oder auch persénliche Unsicherheiten. Priifen
Sie deshalb zunachst, ob es sich um inhaltliche Differenzen oder
um strukturelle Kommunikationsprobleme handelt. Wirken Sie da-
rauf hin, dass Beschlussvorlagen transparent und friihzeitig vor-
bereitet werden, damit alle Mitglieder ausreichend Gelegenheit
zur Meinungsbildung haben. Oft lassen sich Spannungen bereits
entscharfen, wenn die Entscheidungsgrundlagen nachvollziehbar
sind.

Kommunikation als Schliissel zur Zusammenarbeit

Ein funktionierender Personalrat lebt von offener Kommunikation.
Wenn einzelne Mitglieder sich nicht einbringen oder Entscheidun-
gen infrage stellen, sollten Sie als Personalrat gezielt das Gesprach
suchen. Wichtig ist dabei ein sachlicher und wertschatzender Um-
gang. Vermeiden Sie personliche Zuschreibungen und konzentrie-
ren Sie sich auf die Sachebene. Wirken Sie darauf hin, dass Dis-
kussionen nicht erst in der Sitzung eskalieren, sondern bereits
im Vorfeld in Arbeitsgruppen oder in vorbereitenden Gesprachen
stattfinden. So erhéhen Sie die Chance, tragfahige Mehrheiten zu
entwickeln.

Mehrheiten sichern und Arbeitsfahigkeit
gewahrleisten

Der Personalrat ist ein Kollegialorgan, das auf Mehrheitsentschei-
dungen angewiesen ist. Einzelne Mitglieder kénnen Entscheidun-
gen nicht dauerhaft blockieren, wenn eine Mehrheit vorhanden
ist. Achten Sie daher darauf, dass Beschliisse formal korrekt vorbe-
reitet und gefasst werden. Gleichzeitig gilt es, Minderheitenposi-
tionen ernst zu nehmen und zu dokumentieren. Wirken Sie darauf
hin, dass Entscheidungen nachvollziehbar begriindet werden, um
spatere Konflikte zu vermeiden und die Akzeptanz im Gremium
zu erhéhen.

Wie Sie mit dauerhafter Verweigerung umgehen

Schwieriger wird es, wenn einzelne Mitglieder dauerhaft nicht
konstruktiv mitarbeiten oder sich regelmaBig der Mitwirkung ent-
ziehen. In solchen Fallen ist es lhre Aufgabe, die Arbeitsfahigkeit
des Gremiums zu schiitzen. Sie als Personalrat sollten friihzeitig
klaren, ob es organisatorische oder personliche Ursachen gibt.

Gegebenenfalls kann auch externe Unterstiitzung, etwa durch
Schulungen oder Moderation, sinnvoll sein. Wichtig ist, dass Sie
Konflikte nicht eskalieren lassen, sondern strukturiert und nach-
vollziehbar bearbeiten. Wirken Sie darauf hin, dass auch schwieri-
ge Mitglieder wieder in die Arbeitsprozesse eingebunden werden.

Vorbildfunktion des Vorsitzenden

Als Vorsitzende oder Vorsitzender kommt lhnen in solchen Kon-
fliktsituationen eine besondere Schliisselfunktion zu, auch wenn
Sie rechtlich keine Weisungsbefugnis gegentiber den ibrigen Per-
sonalratsmitgliedern haben. Ihre Rolle wirkt vor allem moderie-
rend und strukturierend, und genau darin liegt lhr praktischer Ein-
fluss auf die Arbeitsféhigkeit des Gremiums. Wie Sie Diskussionen
eroffnen, steuern und abschlieBen, pragt maBgeblich das Klima im
Personalrat und entscheidet haufig dariiber, ob sich Spannungen
zuspitzen oder konstruktiv auflosen lassen.

Achten Sie deshalb besonders darauf, alle Mitglieder gleicherma-
Ben einzubeziehen und unterschiedlichen Sichtweisen ausreichend
Raum zu geben, ohne den roten Faden der Beratung zu verlieren.
Es ist wichtig, dass sich auch zuriickhaltendere oder kritische Mit-
glieder gehort fiihlen, denn nicht selten steckt hinter scheinbarem
«Nicht-Mitziehen” schlicht das Gefiihl, nicht ausreichend beteiligt
worden zu sein. Wenn Sie diese Perspektiven aktiv einbinden, er-
hohen Sie die Bereitschaft, Entscheidungen spater mitzutragen,
selbst wenn nicht jede Position vollstandig durchgesetzt wurde.

Letztlich ist Ihre Vorbildfunktion ein zentraler Stabilitatsfaktor fiir
den gesamten Personalrat.

=2 FAZIT

Niemand darf die Arbeit des Gremiums
gefdhrden

Die Arbeit im Personalrat lebt von Zusammenarbeit, Ver-
trauen und gemeinsamer Verantwortung. Unterschied-
liche Meinungen sind normal und sogar notwendig, um
gute Entscheidungen fiir die Beschaftigten zu treffen.
Problematisch wird es erst dann, wenn einzelne Mitglie-
der dauerhaft nicht mitziehen oder die Arbeitsfahigkeit
des Gremiums gefahrden. Achten Sie daher friihzeitig auf
klare Kommunikation, transparente Entscheidungspro-
zesse und eine strukturierte Sitzungsfiihrung. Wirken Sie
darauf hin, dass Konflikte nicht personalisiert werden,
sondern in sachliche Bahnen zuriickfinden. So starken Sie
die Handlungsfahigkeit Ihres Personalrats und sichern
eine verlassliche Interessenvertretung der Beschaftigten.
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SCHWERPUNKTTHEMA

Personalmangel im 6ffentlichen Dienst:
Welche Moglichkeiten haben Sie als Personalrat?

Der Personalmangel im 6ffentlichen Dienst ist Iangst kein Ausnahmephanomen mehr, sondern pragt
vielerorts den Arbeitsalltag. In lhrer Funktion als Personalrat sind Sie regelmaBig mit liberlasteten
Teams, unbesetzten Stellen und wachsendem Arbeitsdruck konfrontiert. Gleichzeitig steigen die Er-
wartungen an Servicequalitdt und Verlasslichkeit 6ffentlicher Dienstleistungen weiter an.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Handlungs-
mdglichkeiten Sie als Personalrat tatsachlich haben, um auf struk-
turelle und akute Personalengpasse zu reagieren. Klar ist: Auch
wenn Sie keine Personalhoheit besitzen, verfiigen Sie tiber wirk-
same Beteiligungsrechte und Einflussmdglichkeiten.

Ein erster und zentraler Schritt besteht darin, Personalmangel
nicht nur wahrzunehmen, sondern systematisch sichtbar zu ma-
chen. Haufig wird Unterbesetzung erst dann thematisiert, wenn
Belastungsgrenzen bereits iiberschritten sind. Sie als Personalrat
sollten daher friihzeitig auf belastbare Daten zugreifen, etwa zu
Krankenstanden, Uberstunden, nicht besetzten Stellen oder Fluk-
tuation.

Wirken Sie darauf hin, dass die Dienststelle ein transparentes Per-
sonalcontrolling etabliert, das nicht nur Soll-Stellen, sondern auch
tatsachliche Arbeitshelastungen abbildet. Je klarer die Datenlage
ist, desto besser kénnen Sie gegeniiber der Dienststellenleitung
argumentieren und Handlungsdruck erzeugen. Auch Erfahrungs-
berichte aus den Bereichen sind ein wichtiges Instrument, um
strukturelle Probleme zu belegen.

Als Personalrat verfiigen Sie im 6ffentlichen Dienst {iber eine Rei-
he von Beteiligungsrechten, die bei Personalmangel unmittelbar
relevant werden kénnen. Dazu gehéren insbesondere Mitbestim-
mungsrechte bei der Arbeitszeitgestaltung, der Personalplanung,
der Einfilhrung neuer Arbeitsmethoden sowie bei MaBnahmen
gegen Uberlastung.

Priifen Sie als Personalrat jede MaBnahme darauthin, ob sie mit-
telbar Auswirkungen auf die Personalsituation hat. Wirken Sie
darauf hin, dass lhr Gremium friihzeitig in Entscheidungen ein-
gebunden wird und nicht erst dann, wenn Engpésse bereits durch
organisatorische MaBnahmen ,verwaltet” werden sollen.

Besonders wichtig ist die Frage, ob durch organisatorische Ande-
rungen faktisch eine Arbeitsverdichtung entsteht. In solchen Féllen
konnen Sie verlangen, dass durch lhre Dienststelle Belastungsfol-
gen gepriift und gegebenenfalls kompensiert werden.

Uberlastungsanzeigen sind ein zentrales Signal aus der Beleg-
schaft. Sie zeigen nicht nur individuelle Belastung, sondern haufig
auch strukturelle Defizite auf. In der Praxis werden sie jedoch nicht
immer systematisch ausgewertet oder fiihren zu konkreten MaB-
nahmen. Wirken Sie als Personalrat darauf hin, dass Uberlastungs-
anzeigen nicht lediglich zur Kenntnis genommen, sondern vom

Dienstherrn ausgewertet und dokumentiert werden. Setzen Sie
sich dafiir ein, dass ein verbindliches Verfahren zur Bearbeitung
solcher Anzeigen eingefiihrt wird, das klare Reaktionsfristen und
MaBnahmen umfasst.

Fordern Sie dariiber hinaus regelmaBig Auswertungen an, um
Muster zu erkennen. Haufen sich Anzeigen in bestimmten Berei-
chen, ist dies ein starkes Indiz fiir strukturellen Personalmangel.

Personalmangel flihrt hdufig zu Arbeitsverdichtung, die langfristig
die Gesundheit der Beschaftigten gefahrdet. Dauerhafte Uber-
stunden, verschobene Pausen oder der Verzicht auf Erholungszei-
ten sind typische Folgen.

Achten Sie als Personalrat konsequent darauf, dass alle in Ihrer
Dienststelle die arbeitszeitrechtlichen Vorgaben einhalten. Wirken
Sie darauf hin, dass Mehrarbeit nur in Ausnahmefallen angeordnet
wird und dass Ausgleichsregelungen tatsachlich umgesetzt wer-
den.

Auch Gefahrdungsbeurteilungen psychischer Belastungen sind
ein wichtiges Instrument. Diese diirfen nicht nur formal bestehen,
sondern miissen konkrete MaBnahmen zur Entlastung auslésen.
Hier konnen Sie als Personalrat auf eine konsequente Umsetzung
drangen.

Ein weiterer Ansatzpunkt ist die Personalgewinnung. Viele Dienst-
stellen reagieren auf Personalmangel mit kurzfristigen MaBnah-
men wie befristeten Einstellungen oder verstérkter Nutzung von
Leiharbeit.

Achten Sie als Personalrat darauf, dass PersonalgewinnungsmaB-
nahmen nachhaltig ausgestaltet werden. Streben Sie an, dass
unbefristete Beschaftigungsverhaltnisse Vorrang haben und dass
Stellenausschreibungen realistisch und attraktiv gestaltet sind.

Auch Auswahlverfahren kdnnen ein Hebel sein. Achten Sie darauf,
dass Verfahren zligig durchgefiihrt werden und keine unndtigen
Verzogerungen entstehen, die dazu fiihren, dass Bewerberinnen
und Bewerber abspringen.

Personalmangel ist nicht immer ausschlieBlich ein Einstellungs-
problem. Haufig spielen auch ineffiziente Arbeitsprozesse eine
Rolle. Doppelstrukturen, unnétige Dokumentationspflichten oder
veraltete Abldufe kénnen den Personalbedarf kiinstlich erhéhen.
Nehmen Sie als Personalrat daher auch organisatorische Fragen
in den Blick. Zielen Sie darauf ab, dass Arbeitsprozesse regelmaBig



iberprift und gegebenenfalls verschlankt werden. Digitalisierung
kann hier ein unterstiitzendes Instrument sein, ersetzt aber keine
ausreichende Personaldecke.

Wichtig ist, dass Effizienzsteigerungen nicht zu einer weiteren
Verdichtung der Arbeit fiihren, sondern tatsachlich Entlastung
schaffen. Suchen Sie als Personalrat aktiv den Austausch mit den
Beschaftigten. Wirken Sie darauf hin, dass Probleme friihzeitig ge-

Checkliste:

SCHWERPUNKTTHEMA

meldet werden und nicht erst in Eskalationssituationen sichtbar
werden. RegelmaBige Sprechstunden, Belegschaftsversammiun-
gen oder digitale Riickmeldeformate kénnen hier wertvolle Inst-
rumente sein.

Je enger der Kontakt zur Belegschaft ist, desto besser kdnnen Sie
als Personalrat Ihre Schutzfunktion wahrnehmen. Nutzen Sie lhre
Beteiligungsrechte, um dem Personalmangel entgegenzuwirken.

Personalmangel wirksam im Blick behalten

To do Check

1. Istzustand analysieren

Liegen aktuelle Stellenplane und tatsachliche
Besetzungsquoten vor?

Gibt es regelmaBig aktualisierte Ubersichten zu
offenen Stellen?

Werden Uberstunden, Mehrarbeit und Zeitguthaben
systematisch erfasst?

Gibt es Auswertungen zu Krankenstand und
Fluktuation?

Sind bestimmte Bereiche als dauerhaft Giberlastet
erkennbar?

2. Belastungen sichtbar machen

Werden Uberlastungsanzeigen zentral erfasst und
ausgewertet?

Gibt es ein strukturiertes Verfahren zur Bearbeitung
von Uberlastungsmeldungen?

Werden Arbeitsverdichtungen dokumentiert
(z. B. Fallzahlen, Taktzeiten)?

Gibt es Riickmeldungen aus Belegschafts-
versammlungen oder Sprechstunden?

Werden Problembereiche regelmaBig im Personalrat
beraten?

3. Beteiligungsrechte nutzen

Werden Sie als PR friihzeitig bei Organisations- und
Personalmalnahmen beteiligt?

Werden Mitbestimmungsrechte bei Arbeitszeit und
Arbeitsorganisation konsequent genutzt?

Fordern Sie als PR Gefahrdungsbeurteilungen
(insbesondere psychische Belastung) ein?

Priifen Sie als PR jede MaBnahme auf mdgliche
Arbeitsverdichtung?

Werden Zustimmungsverfahren bei personellen
MaBnahmen aktiv begleitet?

4. Ursachenanalyse betreiben

Liegt der Personalmangel an unbesetzten Stellen oder
struktureller Unterfinanzierung?

Gibt es ineffiziente Arbeitsprozesse, die Ressourcen
binden?

Werden digitale oder organisatorische Entlastungs-
potenziale genutzt?

Gibt es Doppelstrukturen oder unnétige Berichts-
pflichten?

Werden Aufgaben kritisch Gberprift und ggf.
priorisiert?

5. Personalgewinnung begleiten

Sind Stellenausschreibungen aktuell, attraktiv und
realistisch formuliert?

Werden Bewerbungsverfahren ziigig durchgefiihrt?

Gibt es lange Vakanzzeiten ohne Gegensteuerung?

Werden unbefristete Einstellungen ausreichend
berlicksichtigt?

Wird Leiharbeit oder Befristung kritisch hinterfragt?

6. Strategische Arbeit des Personalrats

Gibt es eine langfristige Strategie zum Umgang mit
Personalmangel?

Werden wiederkehrende Probleme dokumentiert und
politisch adressiert?

Besteht Kontakt zu Gewerkschaften oder (iber-
geordneten Gremien?

Werden strukturelle Probleme gegeniiber der
Dienststellenleitung klar benannt?

Wird der Personalmangel als Dauerproblem aktiv auf
die Agenda gesetzt?

Zu finden unter

unter Eingabe des Titels im Suchfeld
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Checkliste: Personalmangel wirksam im Blick behalten



		To do

		Check



		1. Istzustand analysieren

		



		· Liegen aktuelle Stellenpläne und tatsächliche Besetzungsquoten vor?

		



		· Gibt es regelmäßig aktualisierte Übersichten zu offenen Stellen?

		



		· Werden Überstunden, Mehrarbeit und Zeitguthaben systematisch erfasst?

		



		· Gibt es Auswertungen zu Krankenstand und Fluktuation?

		



		· Sind bestimmte Bereiche als dauerhaft überlastet erkennbar?

		



		2. Belastungen sichtbar machen

		



		· Werden Überlastungsanzeigen zentral erfasst und ausgewertet?

		



		· Gibt es ein strukturiertes Verfahren zur Bearbeitung von Überlastungsmeldungen?

		



		· Werden Arbeitsverdichtungen dokumentiert (z. B. Fallzahlen, Taktzeiten)?

		



		· Gibt es Rückmeldungen aus Belegschaftsversammlungen oder Sprechstunden?

		



		· Werden Problembereiche regelmäßig im Personalrat beraten?

		



		3. Beteiligungsrechte nutzen

		



		· Werden Sie als PR frühzeitig bei Organisations- und Personalmaßnahmen beteiligt?

		



		· Werden Mitbestimmungsrechte bei Arbeitszeit und Arbeitsorganisation konsequent genutzt?

		



		· Fordern Sie als PR Gefährdungsbeurteilungen (insbesondere psychische Belastung) ein?

		



		· Prüfen Sie als PR jede Maßnahme auf mögliche Arbeitsverdichtung?

		



		· Werden Zustimmungsverfahren bei personellen Maßnahmen aktiv begleitet?

		



		4. Ursachenanalyse betreiben

		



		· Liegt der Personalmangel an unbesetzten Stellen oder struktureller Unterfinanzierung?

		



		· Gibt es ineffiziente Arbeitsprozesse, die Ressourcen binden?

		



		· Werden digitale oder organisatorische Entlastungspotenziale genutzt?

		



		· Gibt es Doppelstrukturen oder unnötige Berichtspflichten?

		



		· Werden Aufgaben kritisch überprüft und ggf. priorisiert?

		



		5. Personalgewinnung begleiten

		



		· Sind Stellenausschreibungen aktuell, attraktiv und realistisch formuliert?

		



		· Werden Bewerbungsverfahren zügig durchgeführt?

		



		· Gibt es lange Vakanzzeiten ohne Gegensteuerung?

		



		· Werden unbefristete Einstellungen ausreichend berücksichtigt?

		



		· Wird Leiharbeit oder Befristung kritisch hinterfragt?

		



		6. Strategische Arbeit des Personalrats

		



		· Gibt es eine langfristige Strategie zum Umgang mit Personalmangel?

		



		· Werden wiederkehrende Probleme dokumentiert und politisch adressiert?

		



		· Besteht Kontakt zu Gewerkschaften oder übergeordneten Gremien?

		



		· Werden strukturelle Probleme gegenüber der Dienststellenleitung klar benannt?

		



		· Wird der Personalmangel als Dauerproblem aktiv auf die Agenda gesetzt?

		



		Zu finden unter www.adiuva.de unter Eingabe des Titels im Suchfeld
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URTEIL

Kiindigungsrecht in der Praxis | Lesezeit 3 Minuten

Fristlose Kiindigung scheitert an verspateter
Aufklarung und fehlender Abmahnung

Das Arbeitsgericht (ArbG) Arnsberg hat eine fiir die Personalratsarbeit praxisrelevante Entschei-
dung zur auBBerordentlichen Kiindigung getroffen. Im Mittelpunkt steht die Frage, wann eine frist-
lose Kiindigung wegen angeblicher Pflichtverletzungen - hier im Zusammenhang mit Abwerbevor-
wiirfen — noch wirksam ausgesprochen werden konnte (31.3.2026, Az. 1 Ca 877/25).

Das ArbG Arnsberg zeigt deutlich auf, dass sowohl die 2-Wochen-
Frist des § 626 BGB als auch das Abmahnungserfordernis strikt zu
beachten sind. Fiir Sie als Personalrat ergeben sich daraus wichti-
ge Ansatzpunkte bei der Uberpriifung kurzfristiger Kiindigungen.
Im Folgenden stelle ich Ihnen diesen Fall und das Urteil vor.

6 626 BGB

Fristlose Kiindigung aus wichtigem Grund

(1) Das Dienstverhéltnis kann von jedem Vertragsteil aus
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist
gekiindigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund
derer dem Kiindigenden unter Beriicksichtigung aller
Umsténde des Einzelfalles und unter Abwéagung der In-
teressen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Dienst-
verhaltnisses bis zum Ablauf der Kiindigungsfrist oder bis
zu der vereinbarten Beendigung des Dienstverhaltnisses
nicht zugemutet werden kann.

(2) Die Kiindigung kann nur innerhalb von zwei Wochen
erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der
Kiindigungsberechtigte von den fiir die Kiindigung maB-
gebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der Kiindigende
muss dem anderen Teil auf Verlangen den Kiindigungs-
grund unverziiglich schriftlich mitteilen.

Der Fall: Eine seit 2020 beschaftigte Erzieherin hatte ihr Arbeits-
verhaltnis selbst zum 31.3.2026 gekiindigt, da sie ab dem 1.4.2026
eine neue Stelle antreten wollte.

Im Zusammenhang mit ihrem bevorstehenden Wechsel wurde
ihr vorgeworfen, Kolleginnen und Kollegen aktiv abgeworben zu
haben. Bereits am 11.11.2025 wurde sie mit diesen Vorwiirfen
konfrontiert und zur Unterlassung aufgefordert. Sie bestritt die
Vorwiirfe und erklarte, lediglich auf Nachfrage Uber ihren eigenen
Wechsel informiert zu haben.

Die Arbeitgeberseite setzte die Beschaftigte nach diesem Gespréch
zundchst weiter ein, ohne weitere arbeitsrechtliche Manahmen
zu ergreifen oder eine verbindliche Dienstanweisung zu erlassen.
Erst am 8.12.2025 erfolgte schlieBlich eine fristlose Kiindigung.
Zusatzlich kiirzte der Arbeitgeber offene Verglitungsanspriiche fiir
Dezember und erhob Forderungen sowie eine Widerklage im Zu-
sammenhang mit einem Dienstrad.

Die Beschéftigte wandte sich gegen die Kiindigung und machte
die Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses bis zum vereinbarten Be-
endigungszeitpunkt geltend. Zudem verlangte sie Zahlung, Zeug-
nisse und Weiterbeschaftigung.
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Zeitmoment: Die 2-Wochen-Frist ist entscheidend

Das Urteil: Das ArbG Arnsberg erklérte die fristlose Kiindigung
fur unwirksam. MaBgeblich war zunachst die Versaumung der
2-Wochen-Frist nach § 626 Abs. 2 BGB. Die entscheidenden Tat-
sachen waren der Arbeitgeberseite spatestens seit dem Gesprach
vom 11.11.2025 bekannt. Dennoch wurden iiber mehrere Wochen
keine weiteren ernsthaften Ermittlungen durchgefiihrt. Die Kiindi-
gung am 8.12.2025 erfolgte damit nicht mehr ,unverziiglich” im
Sinne des Gesetzes.

Abmahnung bleibt in der Regel zwingend erforderlich

Das Gericht stellte zudem klar, dass auch die nachtraglich heran-
gezogenen Abwerbevorwiirfe keine fristlose Kiindigung rechtfer-
tigen konnten. Selbst wenn man eine Pflichtverletzung unterstellt
hatte, ware eine vorherige Abmahnung erforderlich gewesen. Eine
solche fehlte jedoch vollstandig.

Besonders bedeutsam ist die VerhaltnismaBigkeitspriifung: Eine
Verhaltensanderung nach einer Abmahnung war nicht ausge-
schlossen, und die Pflichtverletzung war nicht derart gravierend,
dass eine sofortige Beendigung ohne Warnfunktion gerechtfertigt
gewesen ware. Hinzu kamen das abmahnungsfreie Arbeitsverhalt-
nis, die kurze Beschaftigungsdauer sowie der bereits feststehende
Beendigungszeitpunkt.

=2 FAZIT

Formelle VerstoBe herausarbeiten

Die Entscheidung zeigt in aller Deutlichkeit, dass fristlose
Kiindigungen nur unter eng begrenzten Voraussetzungen
Bestand haben. Entscheidend ist nicht nur das Vorliegen
eines moglichen PflichtverstoBes, sondern auch die kon-
sequente Einhaltung der 2-Wochen-Frist sowie die vorhe-
rige Priifung milderer Mittel wie einer Abmahnung.

Begleiten Sie als Personalrat daher Kiindigungen nach
§ 626 BGB besonders kritisch. Priifen Sie sorgfaltig, wann
Ihr Dienstherr Kenntnis von den maBgeblichen Tatsachen
erlangt hat und ob tatsachlich unverziiglich reagiert wur-
de. Ebenso zentral ist die Frage, ob eine Abmahnung hat-
te ausgesprochen werden miissen. Wirken Sie darauf hin,
dass lhr Dienstherr zunachst den Sachverhalt vollstandig
und ziigig aufklart und nicht vorschnell zur fristlosen
Kiindigung greift.

Achten Sie zudem darauf, dass die VerhaltnismaBigkeit
gewahrt bleibt und Beschaftigte nicht ohne vorherige
Warnung aus dem Arbeitsverhéltnis gedrangt werden.




Fehlende Mitwirkung bei amtsarztlichen
Untersuchungen ist fiir lhre Kollegen riskant

Vor der Entscheidung liber die Dienstunfahigkeit ist eine genaue Analyse erforderlich. Nach einer
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (OVG) Miinster darf der Dienstherr vor einer Unter-
suchungsanordnung vorbereitende AufklarungsmaBnahmen verlangen, einschlieBlich Schweige-
pflichtentbindungen und Unterlagen, wenn ernsthafte Zweifel an der Dienstfdhigkeit bestehen
und diese dokumentiert sind (29.5.2026, Az. 1 B 484/26). Fiir Sie als Personalrat liegt die Herausfor-
derung darin, diesen Spielraum nicht zu einem Freibrief werden zu lassen.

Der Fall: Ein Polizeibeamter hatte iiber Jahre erhebliche Fehl-
zeiten. Die Dienststelle wusste nicht, warum. Es lief ein Zurruhe-
setzungsverfahren wegen Zweifeln an seiner Dienstfahigkeit. Ein
sozialmedizinisches Gutachten von 2022 diagnostizierte eine
Impulskontrollstérung. Es stellte auch eine langjahrige Verwei-
gerungshaltung gegeniiber fachpsychiatrischen Untersuchungen
fest. Hinzu kamen umfangreiche Fehlzeiten in den Jahren 2015 bis
2021 und ein Korperverletzungsfall 2023. Der Vorfall passte nach
Auffassung des Dienstherrn gut zu der Impulskontrollstdrung.

Der Dienstherr erlieB aber zunachst keine Untersuchungsanord-
nung, sondern verlangte mit Bescheid vom 26.2.2026, dass der
Beamte seine behandelnden Facharzte, seinen eingebundenen
Hausarzt und den Amtsarzt gegenseitig von der Schweigepflicht
entbindet. AuBerdem sollte er die medizinischen Unterlagen der
letzten 5 Jahre zu einer psychischen Erkrankung vorlegen. Ziel war,
dem Amtsarzt eine Grundlage zu geben, Art und Umfang einer
spateren Untersuchung sinnvoll zu bestimmen. Der Beamte wei-
gerte sich und beantragte einstweiligen Rechtsschutz.

Die Entscheidung: Der Beamte blieb in beiden Instanzen erfolglos.
Das OVG stellt fest, dass die Weisung dazu dient, die Dienstfahig-
keit zu klaren. Die Befugnis dazu leitet das Gericht unmittelbar
aus dem Beamtenverhaltnis und der Treuepflicht und nicht erst
aus § 44 Abs. 6 Bundesbeamtengesetz (BBG) ab. Demnach darf
der Dienstherr bei Zweifeln an der Dienstfahigkeit eine arztliche
Untersuchung verlangen.

Die Behorde begriindete ihre Forderung mit der anstehenden Ent-
scheidung (iber die Zurruhesetzung. Die bisherigen Vorfalle wur-
den aber nicht erneut dargestellt. Das OVG sagt: Grundsatzlich

muss der Anlass benannt sein. Hier sei das aber entbehrlich, weil
der Beamte seit Jahren in das Verfahren eingebunden ist und die
maBgeblichen Umstande — Fehlzeiten, Gutachten, Diagnose, Ver-
weigerungshaltung, Vorfall 2023 — bereits kennt. Entscheidend ist
fiir das Gericht: Der Beamte weiB tatsachlich, woraus der Dienst-
herr seine Zweifel und den Anlass fiir die MaBnahme herleitet.

Die Unterlagen und Informationen helfen, Art und Umfang der
spateren Untersuchung einzugrenzen. Ein milderes Mittel sieht
das Gericht nicht, weil der Dienstherr die Ursachen der Fehlzeiten
ohne Mitwirkung des Beamten nicht klaren kann. Und schlieBlich
ist der Eingriff zwar gravierend, wird aber durch die Begrenzung
auf 5 Jahre und auf Unterlagen zur psychischen Erkrankung ab-
gemildert. Es gibt genug Anhaltspunkte fiir eine psychische Er-
krankung (Gutachten, Verhaltensweisen), die die Dienstfahigkeit
infrage stellen. Die Einwande des Beamten (,keine psychische
Erkrankung”, , keine Behandlung”) bewertet das Gericht als subs-
tanzarm. Im einstweiligen Rechtsschutz reicht das dem OVG.

Sagen Sie Betroffenen, dass eine Verweigerungshaltung riskant
ist. Schweigepflichtentbindungen sollte aber niemand unterschrei-
ben, ohne zu wissen, welche Daten zu welchem Zweck wohin flie-
Ben. Ermutigen Sie zur Nachfrage, welche Arzte, welche Unterla-
gen, welcher Zweck, welche Empfanger gemeint sind. Raten Sie zu
friihzeitiger anwaltlicher Beratung, insbesondere bei psychischen
Konfliktlagen.

1. Anlass und Dokumentation

Fragen Sie, welche konkreten Fehlzeiten, Vorfélle und facharzt-
lichen Einschatzungen zugrunde liegen. Sie brauchen ein klares
Bild, ob der Dienstherr substanzielle Anhaltspunkte hat.

2. Umfang und Begrenzung der Weisung

Die hier gebilligte Weisung war zeitlich (5 Jahre) und sachlich (psy-
chische Erkrankung) eingegrenzt. Wenn Ihnen Anordnungen vor-
gelegt werden, die viel weiter reichen — ,alle Arzte”, ,alle Krank-
heiten”, 10 oder 15 Jahre zuriick —, sollten Sie von der Dienststelle
eine engere Fassung einfordern.

3. Datenschutz und Informationsfluss

Achten Sie darauf, dass Unterlagen zunachst beim Amtsarzt ge-
biindelt werden und an die Personalstelle nur das dienstlich Erfor-
derliche weitergegeben wird. Diagnosen und Details sollten nicht
ungefiltert in der Personalakte landen.



AKTUELLES

Arbeitsrecht und Gleichbehandlung | Lesezeit 3 Minuten

Fehlende Kontaktaufnahme zur Agentur fiir Arbeit
kann Indiz fiir Diskriminierung sein

Das Landesarbeitsgericht (LAG) K6In hat eine fiir die Praxis der Personalrdte bedeutsame Entschei-
dung getroffen. Im Mittelpunkt steht die Frage, welche Pflichten Arbeitgeber im Bewerbungsver-
fahren gegeniiber schwerbehinderten Menschen haben und welche Folgen Pflichtverletzungen
nach § 164 SGB IX haben konnen (30.1.2026, Az. 10 SLa 561/24).

Die Entscheidung zeigt deutlich, dass bereits Verfahrensfehler eine
Vermutung der Benachteiligung im Sinne des § 22 AGG begriin-
den konnen. Fiir Sie als Personalrat ergibt sich daraus ein wichti-
ger Ansatzpunkt zur Kontrolle von Auswahlverfahren.

Der Fall: Ein schwerbehinderter Bewerber hatte sich auf eine Stel-
le in einer Kanzlei beworben. In seinem Lebenslauf hatte er seine
Schwerbehinderung klar erkennbar angegeben. Die Kanzlei lehnte
seine Bewerbung ab, ohne ihn einzustellen. Der Bewerber machte
daraufhin Entschadigungsanspriiche nach dem AGG sowie Aus-
kunftsanspriiche nach der DSGVO geltend.

In der ersten Instanz gewonnen

Das Arbeitsgericht sprach dem Bewerber teilweise eine Entscha-
digung in Hohe von 9.000 € sowie einen Schadenersatz nach
der DSGVO zu. Die Arbeitgeberseite legte Berufung ein. Sie argu-
mentierte unter anderem, die Schwerbehinderung sei nicht aus-
reichend erkennbar gewesen. Zudem sei die Stelle ohnehin nicht
mehr besetzt worden. AuBerdem habe eine Internetrecherche er-
geben, dass der Bewerber angeblich in einer Vielzahl von Verfah-
ren auf Entschadigungen ausgerichtet sei, sodass kein ernsthaftes
Bewerbungsinteresse bestanden habe.

Das Urteil: Das LAG wies die Berufung weitgehend zuriick und
bestatigte die Entschadigung nach § 15 Abs. 2 AGG in Hohe von
9.000 €.

Zentral war zunachst die Frage, ob der Arbeitgeber Kenntnis von
der Schwerbehinderung hatte. Das Gericht bejahte dies eindeutig.
Der Hinweis im Lebenslauf war klar und unmissverstandlich an
hervorgehobener Stelle enthalten.

Besonders bedeutsam fiir die Praxis ist jedoch die zweite tragen-
de Begriindung: Der Arbeitgeber hatte gegen § 164 Abs. 1 SGB IX
verstoBen, indem er keinen friihzeitigen Kontakt zur Agentur fiir
Arbeit aufgenommen hatte. Nach dieser Vorschrift sind Arbeit-
geber verpflichtet, freie Stellen zunachst auf die Besetzung mit
schwerbehinderten Menschen zu priifen und friihzeitig die Agen-
tur fiir Arbeit einzuschalten.

Sie als Personalrat sollten diese Pflicht besonders im Blick behal-
ten, da das Gericht klarstellt: Ein VerstoB gegen § 164 Abs. 1 Satz 2
SGB IX kann bereits die Vermutung einer Benachteiligung wegen
der Schwerbehinderung nach § 22 AGG begriinden. Es handelt
sich damit um ein starkes Indiz im Diskriminierungsprozess.

Indizwirkung kaum zu entkréften

Das Gericht stellte auBerdem klar, dass diese Indizwirkung nicht
einfach entkraftet werden konnte. Der Hinweis der Arbeitgeber-
seite, das Stellenbesetzungsverfahren sei ohnehin abgebrochen
worden, reichte nicht aus, um die Vermutung zu widerlegen.
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Ebenso wenig (iberzeugte der Einwand eines angeblich rechts-
missbrauchlichen Bewerbungsverhaltens. Die bloBe Anzahl von
Bewerbungen lasse keinen Riickschluss auf Missbrauch zu.

Auch der zugesprochene Schadenersatz nach Art. 82 DSGVO wur-
de bestatigt, da die Auskunftspflichten im Zusammenhang mit der
Verarbeitung personenbezogener Daten verletzt worden waren.
Ein weitergehender materieller Schadenersatzanspruch blieb je-
doch ohne Erfolg.

=2 FAZIT
Rechte gestarkt

Die Entscheidung stirkt die Rechte schwerbehinderter
Bewerber deutlich und konkretisiert die Pflichten der
Arbeitgeber im Bewerbungsverfahren. Besonders wich-
tig ist die klare Aussage, dass bereits Verfahrensfehler
im Vorfeld der Auswahlentscheidung eine rechtliche Ver-
mutung der Diskriminierung auslosen konnen. Bereits die
unterlassene Kontaktaufnahme zur Agentur fiir Arbeit
kann eine Vermutung der Benachteiligung auslésen.

Fiir Sie als Personalrat bedeutet dies, dass die Einhal-
tung der Pflichten aus § 164 SGB IX friihzeitig iiberpriift
werden sollte. Dazu gehort insbesondere die Kontaktauf-
nahme zur Agentur fiir Arbeit sowie die dokumentierte
Priifung, ob geeignete schwerbehinderte Bewerber be-
riicksichtigt wurden.

Wirken Sie darauf hin, dass Auswahlverfahren vollstandig doku-
mentiert werden und die Beteiligung der Schwerbehindertenver-
tretung sowie des Personalrats nicht nur formal, sondern auch
tatsachlich erfolgt. Nur so kann verhindert werden, dass formale
Defizite zu erheblichen Entschadigungsrisiken fiihren. Legen Sie
also ein besonderes Augenmerk auf die Einhaltung des § 164 SGB
IX. Wirken Sie darauf hin, dass Bewerbungsverfahren rechtssicher
und diskriminierungsfrei gestaltet und alle gesetzlichen Beteili-
gungspflichten konsequent eingehalten werden. Damit stérken Sie
nicht nur den Schutz schwerbehinderter Menschen, sondern auch
die Rechtssicherheit der gesamten Dienststelle.

Nur durch eine konsequent gelebte Verfahrens- und Dokumentati-
onskultur kann verhindert werden, dass formale oder organisato-
rische Defizite spater zu erheblichen Entschadigungsrisiken nach
dem AGG fiihren. Legen Sie daher ein besonderes Augenmerk auf
die stringente Einhaltung des § 164 SGB IX und verstehen Sie die-
se Norm als zentrales Steuerungsinstrument fiir diskriminierungs-
freie Auswahlverfahren.



Kiinstliche Intelligenz | Lesezeit 3 Minuten

Frage: Unsere Verwaltung plant den Einsatz einer KI-Software zur
Unterstiitzung bei Bewerbungsverfahren. Muss sie unseren Perso-
nalrat beteiligen? Welche Risiken sollten wir im Blick behalten?

Maria Markatou: Immer mehr Dienststellen im 6ffentlichen
Dienst priifen den Einsatz von kiinstlicher Intelligenz (KI),
um Bewerbungsverfahren zu unterstiitzen.

In lhrer Funktion als Personalrat werden Sie dabei zunehmend
mit Fragen konfrontiert, ob und in welchem Umfang eine solche
Software mitbestimmungspflichtig ist. Typischerweise geht es um
Systeme, die Bewerbungen vorsortieren, Lebenslaufe analysieren
oder automatische Rankings von Kandidatinnen und Kandidaten
erstellen. Die zentrale Frage lautet: Handelt es sich hierbei nur
um ein technisches Hilfsmittel oder bereits um ein Instrument zur
Personalauswahl mit weitreichenden Folgen fiir die Beteiligungs-
rechte des Personalrats?

Der konkrete Anwendungsfall: KI im Auswahlprozess

In der Praxis planen Dienststellen haufig, KI-gestlitzte Software
einzusetzen, um groBe Bewerberzahlen effizienter zu bearbeiten.
Die Systeme sollen etwa Qualifikationen aus Lebenslaufen her-
ausfiltern, Matching-Wahrscheinlichkeiten berechnen oder auto-
matische Vorauswahlvorschlage erstellen. Teilweise wird die end-
giiltige Entscheidung weiterhin von Menschen getroffen, teilweise
beeinflusst die Kl jedoch bereits maBgeblich die Vorauswahl.

Fir Sie als Personalrat stellt sich damit die Frage, ob durch diese
Systeme bereits eine faktische Vorentscheidung Uber die Einstel-
lung getroffen wird. Denn je starker ein Algorithmus die Auswahl
beeinflusst, desto relevanter werden lhre Beteiligungsrechte als
Personalrat.

Mitbestimmung: Wann lhre Dienststelle Sie als
Personalrat zwingend beteiligen muss

Grundsatzlich gilt: Sobald technische Einrichtungen dazu geeignet
sind, Verhalten oder Leistung von Beschaftigten zu iberwachen
oder Entscheidungen im Personalbereich zu beeinflussen, besteht
regelmaBig ein Mitbestimmungsrecht.

Priifen Sie: Geht die Kl Gber die reine Unterstiitzung hinaus und
bereitet tatsachlich Auswahlentscheidungen vor bzw. strukturiert
diese? Wirken Sie darauf hin, dass die Dienststelle den gesamten
Funktionsumfang der Software offenlegt, einschlieBlich der Kri-
terien, nach denen Bewerbungen bewertet werden. Besonders
kritisch ist der Einsatz, wenn die Software Rankinglisten erstellt
oder automatisierte Bewertungssysteme nutzt. In solchen Féllen
handelt es sich nicht mehr nur um ein Hilfsmittel, sondern um ein
strukturelles Steuerungsinstrument im Bewerbungsverfahren.

Zentrale Risiken: Intransparenz und algorithmische
Verzerrung

Ein wesentliches Problem von KI-Systemen liegt in ihrer mangeln-
den Nachvollziehbarkeit. Oft ist fiir AuBenstehende nicht erkenn-
bar, nach welchen Kriterien eine Auswahlentscheidung vorbereitet
wird. Diese sogenannte ,Black-Box-Problematik” betrifft unmit-
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»Kl im Bewerbungsverfahren: Miissen wir beteiligt
werden und welche Risiken bestehen?”

telbar die Rechte der Beschaftigten und lhre Kontrollméglichkei-
ten als Personalrat.

Achten Sie also darauf, dass die Entscheidungslogik der Software
nachvollziehbar dokumentiert wird. Wirken Sie darauf hin, dass
keine rein automatisierten Entscheidungen getroffen werden,
ohne dass eine menschliche Kontrolle erfolgt.

Ein weiteres Risiko besteht in sogenannten Verzerrungen (Bias).
KI-Systeme kdnnen unbewusst bestehende Ungleichheiten repro-
duzieren, etwa in Bezug auf Geschlecht, Alter oder Herkunft. Da-
durch besteht die Gefahr mittelbarer Diskriminierung, die rechtlich
schwer erkennbar, aber praktisch wirksam ist.

Datenschutz und Transparenzpflichten

Der Einsatz von KI im Bewerbungsverfahren ist regelmaBig auch
mit umfangreichen datenschutzrechtlichen Fragen verbunden. Be-
werberdaten werden verarbeitet, bewertet und gespeichert, oft in
komplexen Systemen mit externen Anbietern. Wirken Sie darauf
hin, dass Datenschutzbeauftragte friihzeitig eingebunden werden
und eine vollsténdige Datenschutz-Folgenabschatzung erfolgt.

Besonders wichtig ist die Frage, welche Daten verarbeitet werden,
wie lange sie gespeichert bleiben und ob es eine Weitergabe an
Dritte gibt. Zudem muss fir Bewerberinnen und Bewerber klar er-
kennbar sein, dass eine Kl-gestiitzte Vorselektion stattfindet und
welche Kriterien dabei eine Rolle spielen.

Nutzen Sie lhren Gestaltungsspielraum

Der Einsatz von Kl ist nicht nur ein Kontroll-, sondern auch ein Ge-
staltungsthema. Reagieren Sie als Personalrat nicht nur, sondern
nehmen Sie aktiv Einfluss auf die Ausgestaltung. Wirken Sie dar-
auf hin, dass klare Regelungen zur Nutzung der Software in einer
Dienstvereinbarung festgelegt werden, insbesondere:

e der Ausschluss rein automatisierter Ablehnungsentscheidungen

e die Verpflichtung zur menschlichen Endentscheidung

e transparente Bewertungskriterien

* regelmaBige Uberpriifung der Ergebnisse auf mégliche Ver-
zerrungen

=2 FAZIT

Risiken abwagen

Der Einsatz von KI im Bewerbungsverfahren ist mit er-
heblichen Chancen, aber auch mit Risiken verbunden. Fiir
Sie als Personalrat bedeutet das, dass Sie friihzeitig und
umfassend eingebunden werden miissen. In der Regel
besteht ein Mitbestimmungsrecht, sobald die Software
Einfluss auf die Auswahlentscheidungen nimmt oder
diese strukturiert vorbereitet. Begleiten Sie den Einsatz
solcher Systeme nicht nur, sondern gestalten Sie ihn ak-
tiv mit. Wirken Sie darauf hin, dass Transparenz, Daten-
schutz und Fairness verbindlich geregelt werden.
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HATTEN SIE'S GEWUSST?

Karrierechancen fordern | Lesezeit 2 Minuten

Beurteilungen

Dienstliche Beurteilungen gehdren zu den sensibelsten Instrumenten
der Personalentwicklung. Sie entscheiden iliber Beférderungen, Karrie-
rewege und berufliche Perspektiven. In lhrer Funktion als Personalrat
werden Sie daher regelmaBig mit Fragen rund um Bewertung, Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit konfrontiert. Gerade weil Beurteilungen
haufig als subjektiv empfunden werden, kommt lhrer Begleitung eine

besondere Bedeutung zu.

Transparenz im Beurteilungsverfahren starken

Achten Sie darauf, dass Beurteilungsverfahren klar geregelt und
firr Beschaftigte nachvollziehbar sind. Wirken Sie darauf hin, dass
Beurteilungskriterien offen kommuniziert und einheitlich ange-
wendet werden. Unklare MaBstabe fiihren schnell zu Misstrauen
und Konflikten im Kollegium.

Fehler friihzeitig erkennen und ansprechen

Nicht jede Beurteilung ist fehlerfrei. Sie als Personalrat sollten
Beurteilungen aufmerksam begleiten und auf mdogliche Bewer-
tungsfehler hinweisen. Wirken Sie darauf hin, dass auffallige Ab-
weichungen zwischen vergleichbaren Beschaftigten begriindet

So unterstiitzen Sie als Personalrat bei dienstlichen

werden und keine willkiir-
lichen Bewertungen entste-
hen.

Bieten Sie Beschaftigten
Unterstiitzung an

Viele Beschaftigte fiihlen sich mit
ihrer Beurteilung alleingelassen. Sie als
Personalrat konnen hier eine wichtige Unter-

stlitzungsfunktion (ibernehmen. Streben Sie an, dass Betroffene
ihre Beurteilung verstehen, einordnen und gegebenenfalls recht-
zeitig rechtlich oder formal dagegen vorgehen konnen.

Service-Tipp:
Expertensprechstunde

Sie haben Fragen an die Redaktion?

Chefredakteurin Maria Markatou steht
lhnen fiir inhaltliche Fragen rund um lhre
Personalratsarbeit zur Verfiigung.

Stellen Sie Ihre Frage einfach
per E-Mail an markatou@mitbestimmung-heute.de

Das lesen Sie
in der nachsten

12 PERSONALRAT AKTUELL

AKTUELLE URTEILE
Keine automatische
Hoéhergruppierung

ARBEITSRECHT
Kiindigung ohne Anhérung?

WISSENSWERTES
Die Arbeitsrechtsreform

Ausgabe



mailto:markatou%40mitbestimmung-heute.de?subject=
https://de.linkedin.com/showcase/adiuva-mitbestimmung/

